Prof. Dr. Wolfgang Weiß 

Kolloquium im Europarecht, Fall 1
I. Herr Gambelli bietet im Internet in Italien Sportwetten an, zusammen mit dem englischen Buchmacher „ I Bet“. Weder Gambelli noch „I Bet“ besitzen die in Italien notwendige staatliche Konzession. Gegen Gambelli wird daher ein strafrechtliches Verfahren eingeleitet. Die Konzession sei zur Kontrolle des Wettgeschäftsgeschäfts notwendig, ferner auch im Interesse der Unterbindung der gefährlichen Wettsucht, die in der Bevölkerung um sich greifen könnte. Gambelli hält die Argumente für vorgeschoben. Er verweist auf die bestehenden staatlichen Sportwetten. Der Staat wolle sich Konkurrenz vom Hals halten, um die Einnahmen selbst zu machen.

Das mit dem Fall befaßte italienische Gericht setzt das Strafverfahren gegen Gambelli aus und richtet folgende Vorlagefrage an den EuGH: 

„Ist eine nationale Regelung, die strafbewehrte Verbote der Entfaltung der Tätigkeit des Sammelns, der Annahme, der Bestellung und der Übertragung von Wetten enthält, mit der Niederlassungsfreiheit und dem freien Dienstleistungsverkehr vereinbar?“

(Fall nach EuGH EuZW 2004, S. 115 ff. (Internetsportwetten))

Bearbeitervermerk: Die Entscheidung des EuGH ist gutachtlich vorzubereiten.

II. Die in Holland ansässige Internet-Apotheke „Doc Morris“ bietet via Internet verschreibungspflichtige und nicht verschreibungspflichtige Medikamente auch in Deutschland an, zu zum Teil deutlich niedrigeren Preisen. Die Homepage ist auch in deutscher Sprache abgefaßt. Auf Bestellung des Verbrauchers werden ihm die gewünschten Präparate zugesandt. Bei (nach deutschem oder niederländischem Recht) verschreibungspflichtigen Medikamenten ist zuvor eine Kopie des Rezepts per Fax oder auf dem Postwege einzusenden. Beratung wird vor allem über E-Mail angeboten, aber auch telefonisch. Die verschickten Medikamente sind zum Teil in Deutschland, zum Teil in anderen EU-Mitgliedstaaten zugelassen. 

Der Deutsche Apothekerverband klagt gegen DocMorris mit dem Ziel,  den Betrieb ihrer Internetapotheke in Deutschland zu verbieten. Nach den damals geltenden einschlägigen deutschen Bestimmungen darf eine Apotheke Arzneien nicht im Versandhandelswege verkaufen. Dadurch soll ein persönlicher Kontakt mit Fachpersonal sichergestellt werden, so dass die Patienten im Interesse ihrer Gesundheit hinreichende Beratung erhalten. DocMorris sieht darin jedoch eine Verletzung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs. Schließlich sei auch in Präsenzapotheken eine ordnungsgemäße Beratung nicht immer sichergestellt. Außerdem könnten  Patienten selbst bei rezeptpflichtigen Medikamenten ihr Medikament auch von einer Apotheke in einem anderen Mitgliedstaat holen und hätten dann sogar mit fremdsprachigem Personal und einem fremdsprachigen Beipackzettel zu tun. Eine Beratung sei bei DocMorris auch gesichert, da die Kunden bei Fragen jederzeit anrufen könnten. Der Apothekerverband hingegen meint, dass das EG-Recht auf dieses Verbot gar nicht erst anwendbar sei, da es wie bei Regelungen über Ladenschlusszeiten etwa nur um die Art und Weise des Vertriebs gehe. DocMorris könne ja jederzeit eine Präsenzapotheke in Deutschland gründen und dadurch die Medikamente vertreiben.

Das LG legt dem EuGH mehrere Fragen vor. Es will insbesondere wissen, ob Art. 28, 30 EGV den einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften entgegen stehen.

(Fall nach EuGH, DVBl. 2004, S. 424 ff. (Doc Morris - Verbot des Versandhandels mit Arzneimitteln))

Bearbeitervermerk: Klären Sie die Erfolgsaussichten der Vorlage.

Hinweis: Die Richtlinie 2001/83/EG zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel, ABl. EG 2001, Nr. L 311/67 läßt weitergehende Schutzmaßnahmen der Mitgliedstaaten für den Handel mit Arzneimitteln über die in der RL vorgesehenen hinaus zu. 
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Kolloquium im Europarecht, Fall 2
I. In der EG sind durch eine Richtlinie unterschiedliche Steuersätze für Zigaretten und für Rauchtabak festgelegt worden. Der Steuersatz für Zigaretten ist höher. Die Richtlinie definierte Zigaretten als Tabakrollen, die sich als solche zum Rauchen eignet und nicht Zigarren oder Zigarillos sind. Rauchtabak wird definiert als geschnittener Tabak, der sich ohne weitere industrielle Bearbeitung zum Rauchen eignet.

Die Firma Brinkmann stellt Tabakstränge her, die in poröse Zellulose eingehüllt sind und die zu 30 Stück in einer üblichen Zigarettenpackung an den Verbraucher verkauft werden, allerdings nicht als Zigaretten, sondern bezeichnet als Tabakrollen. Diese müssen vom Verbraucher noch in Zigarettenpapierhülsen eingeschoben werden und sind dann verzehrfertig. Darauf wird auf der Verpackung auch hingewiesen.

Die deutschen Steuerbehörden sehen die Rollen als Zigaretten an und besteuern sie dementsprechend. Die genannte Richtlinie war zwar noch nicht umgesetzt, doch haben die Behörden sie unmittelbar angewandt. 

Die Firma Brinkmann klagt hiergegen. Es sei der falsche, zu hohe Steuersatz erhoben worden. Die Tabakstränge seien als Rauchtabak anzusehen. Die Firma Brinkmann fordert die Behörde daher zu einer anderen Besteuerung auf und begehrt zugleich Schadensersatz, da die Verbraucher die Tabakrollen wegen des infolge der hohen Steuerbelastung identischen Preises wie Zigaretten nicht angenommen hätten und der Firma Brinkmann dadurch ein Schaden entstanden sei. Bei richtiger, niedrigerer Besteuerung wäre das Produkt gekauft worden. Ein Schadensersatz stehe ihr schon deshalb zu, weil die Bundesrepublik die Richtlinie gar nicht erst umgesetzt habe.

Vermerk für den Bearbeiter: 

In einem Gutachten ist zu klären, ob der Firma Brinkmann ein Schadensersatzanspruch zusteht.

II. Herr Köbler ist nach einer Zeit als Rechtsprofessor in Deutschland von 1972-1986 seit 1986 o. Professor an der Universität Innsbruck. Bei seiner dortigen Ernennung wurden ihm die Bezüge eines o. Professors zuzüglich der normalen Dienstalterszulage eingeräumt. Er beantragt eine Dienstalterszulage ab dem 15. Dienstjahr unter Verweis auf seine Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat. Das wurde abgewiesen mit dem Argument, nicht die gesamte 15 jährige Dienstzeit habe er in Österreich geleistet. Dagegen wehrte sich Köbler mit Hinweis auf die Arbeitnehmerfreizügigkeit. Der östVerwGH legte dann einige Fragen dem EuGH vor. Nachdem der EuGH in dem Fall Schöning Kougebetopoulou die Anrechenbarkeit auch von Dienstzeiten in einem anderen Mitgliedsland für Alterszulagen klargestellt hatte (Rs. C-15/96, Slg. 1998, I-47), zog der VerwGH seine Vorlage zurück, wies die Klage Köblers aber dennoch ab, da die besondere Dienstalterszulage nicht Bestandteil eines Altersvorrücksystems sei, sondern eine Treueprämie zur dauernden Bindung an österreichische Universitäten, die ein Abweichen von der Arbeitnehmerfreizügigkeit rechtfertige. Die Treueprämie stehe auch österreichischen Wissenschaftlern nicht zu, die Teile ihrer Dienstzeit im Ausland verbracht hätten. Daraufhin erhob Köbler Klage auf Ersatz des durch die Nichtauszahlung einer besonderen Dienstalterszulage entstandenen Schadens. Das mit der Klage befasste Landesgericht Wien legte dem EuGH einige Fragen zur Auslegung von Art. 39 EGV vor und wollte auch wissen, ob die gemeinschaftsrechtliche Staatshaftung auch für letztinstanzliche Entscheidungen mitgliedstaatlicher Gerichte gegeben sei.
Bearbeitervermerk: Prüfen Sie das Bestehen eines EG-rechtlichen Staatshaftungsanspruchs gegen Österreich.

